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Preußen. 
O. K. C. Landtags: Verhandlungen. 


8 Sitzung des Herrenhauſes. (8. September.) 

Gröffnung 12 Uhr 20 Minuten. — Die Tribünen find etwas ſtärker be: 
fest, als ſonſt; in der Hofloge Graf Wrangel. 

Am Miniſtertiſch: Die Miniſter v. d. Heydt, Graf Itzenplitz, v. Sel⸗ 
9 1 zur Lippe, Graf zu Eulenburg und mehrere Regierungs⸗ 

ommiſſarien. 

Präsident Graf Eberhard zu Stolberg⸗Wernigerode erdfinet die 
Sitzung mit den gewöhnlichen geſchäftlichen Mittbeilungen- Er theilt ſodann 
mit, daß von der Staatsregierung eine beglaubigte Abſchrift der Friedens⸗ 
veräge mit Oeſterreich, Würtemberg, Baiern und Baden einge: 
gangen ſei. — — — werden der Incorporations⸗Commiſſion zugewieſen. 

Es wird darauf ein Schreiben des Miniſters des Innern berlefen, wo⸗ 
nach der Fürſt v. Sayn⸗Wittgenſtein am 20. Juni d. J. verſtorben 
it. — Das Haus erhebt ſich auf die Aufforderung des Präsidenten, um 
— — deſſelben zu ehren. — Das Schreiben geht an die Matrikel⸗ 

ommiſſion. 

Es wird darauf ein Schreiben des Präſidenten des Abgeordnetenhauſes 
verleſen, worin von der erfolgten Neuwahl des Präſidiums Mittheilung ge: 
macht wird. — Es iſt ferner vom Abgeordnetenhauſe der in der geſtrigen 
Sitzung erfolgte Beſchluß über die Einverleibung von Hannover x, 
mitgetheilt worden. Die Vorlage wird der betreffenden Commiſſion des Herren⸗ 
hauſes überwieſen. 5 3 

Der Präſident begrüßt darauf den neu in das Haus eingetretenen Grafen 
Wilhelm zu Stolberg. 

Es wird nunmehr zur Tages⸗Ordnung übergegangen. 

Der erſte Gegenſtand iſt der Bericht der vereinigten fünften und ſechſten 
Commiſſion, betreffend den zwiſchen Preußen und Großbritannien unter dem 
16. Auguſt 1865 abgeſchloſſenen Schifffahrts⸗Vertrag. Nach einer kurzen Mo: 
tivirung durch den Ref. Dr. Schubert ertheilt das Haus einſtimmig die 
verfaſſungsmäßige Zuſtimmung. > 

In ganz derſelben Weiſe wird der zweite Gegenſtand der Tagesordnung. 
Bericht der vereinigten fünften und ſechsten Commiſſion, betreffend den zwi⸗ 
ſchen dem Zollverein und Italien unter dem 31. Dezember 1865 abgeſchloſ⸗ 
ſenen Handels = Vertrag, nach einer kurzen Bemerkung des Referenten Dr. 
Schubert erledigt. 

Der dritte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der fiebenten 
Commiſſion über die Ueberſicht über den Fortgang des Baues reſp. über die 
Ergebniſſe des Betriebes der Staats⸗Eiſenbahnen im Jahre 1865. 

Der Antrag der Commiſſion: „unter Anerkennung der thätigen und um⸗ 
ſichtigen Leitung des preußiſchen Eiſenbahnweſens die vorliegende Ueberſicht 
als erledigt anzuerkennen“, wird ohne Debatte einſtimmig angenommen. 

Der vierte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der dritten 
Commiſſion, betreffend die Ertheilung der Indemnität in Bezug auf die 
Führung des Staatshaushalts vom Jahre 1862 ab und die Ermächtigung zu 
den Staats⸗Ausgaben für das Jahr 1866. 

Der Antrag der Commiſſion geht dahin: „der Vorlage des Abgeordneten⸗ 
hauſes, Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Ertbeilung der Indemnität in 
Bezug auf die Führung des Staatshaushalts vom Jahr 1862 ab und die 
Ermächtigtigung zu den Staats⸗Ausgaben für das Jahr 1866, ſeine Zuſtim⸗ 
mung zu geben“. 1 cr 

Nachdem der Referent Dr. Elwanger die Anträge der Commiſſion kurz 

motivirt, wird die General⸗Discuſſion eröffnet. 
Herr v. Kleiſt: H., ich will mir nur eine einfache Bemerkung er⸗ 
lauben zur Selen meiner Auffaſſung und der des Herrenhauſes, wie ich 
ſie annehme. Ich babe es bedauert, daß überhaupt von der königlichen 
Staatsregierung zur Herſtellung der Uebereinſtimmung zwiſchen den verſchie⸗ 
denen Factoren der den t 9 die Form der Vorlage eines Indemnitäts⸗ 
geſetzes gewählt worden iſt. Da aber einmal die Regierung es wünſcht, die 
Uebereinſtimmung gerade in dieſer Form herbeizuführen, ſo kann ich kein 
weſentliches Bedenken tragen, die Beiſtimmung zu dem Gejegentwurfe aus⸗ 
uſprechen, wenn gleich natürlich dadurch die Stellung des Herrenhauſes keine 
Alteralion erleiden kann und die Auffaſſung des Herrenhauſes dad urch keine 
andere geworden iſt. In Bezu auf den Credit, welchen die Stagisregierung 
in Ermangelung eines Etatsgeſetzes zur Fübrung der laufenden Staatsver⸗ 
waltung erbeten hat, gehen meine Bedenken vabin, daß in der Zukunft, wenn 
nun doch einmal — und das iſt ja ſehr leicht möglich — ein Budget nicht 
u Stande kommt, aus dieſem Vorgange für die Regierung ein immerhin 
ſche läſtiges Präcedens geſchaffen wird. Mein drittes Bedenken endlich be⸗ 
trifft den von dem anderen Hauſe zu Artikel! des Geſetzes gemachten Zuſatz, 
daß das Staatshaushaltsbudget alljährlich vor Beginn des Etatsjahres zu 
vereinbaren ſei. In der Verſaſſun 8⸗Urkunde ſteht bekanntlich nur, daß der 
Staatshaushalt jährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden muß. Es iſt alſo 
dies ein ganz müßiger Zwiſchenſatz, durch den die Verfaſſung weder verändert 
noch ergänzt wird. Ich conſtatire alſo nur, daß weder das Herrenhaus noch 
die königliche Staatsregierung von ihren Rechten irgend etwas aufgeben, 
ſondern fortfahren werden, durch Handhabung ihrer Privilegien für dus Veſte 
des Staates zu ſorgen. 

Graf Rittberg: Dies Haus, welches die Regierung in ſchweren Zeiten 
unterſtützt hat, wird natürlich auch jetzt dieſe Unterſtützung nicht zurückziehen. 
Bei der Adreßdebatte äußerte ich von dieſer Stelle aus, daß die großen Cr: 
eigniſſe, welche Gott uns gewürdigt bat zu erleben, und die erhabenen Worte 
Seiner Maieſtät des Königs bei Eröffnung des Landtages dahin führen wür⸗ 
den, den Gonflct endlich zu ſchließen. Meine Vorausſicht it in Erfüllung 
gegangen, und gerade wir find nun nach der Stellung, die wir zu der gan⸗ 
zen Frage eingenommen, berufen, dem Geſetz⸗Vorſchlage unſere Zuſtimmung 
zu geben. Herrn v. Kleiſt gegenüber erlaube ih mir zu bemerken, daß der 
Begriff der Indemnität ſchon in dem Commiſſionsberichte des anderen Haufes 
dargelegt ift, Es wird dem Herrn Vorredner nicht unbekannt fein, daß es 
bei den Berathungen der Verfaſſungsurkunde die Abſicht war, daß das Budget 
jedesmal am 1. Januar ſchon durchberathen ſein ſoll. Zu dieſem Zwecke iſt 
ſchon der 15. November als früheſter Termin für den Zuſammentritt des 
Landtages ſeſtgeſetzt. Es ift richtig, daß ſich ſelten dieſe Vorausſetzung erfüllt 
bat; fo viel ich mich erinnere, iſt ſogar immer erſt na Beginn des Jahres 
der Etat vereinbart, und wird das wohl auch in Zukunft öfter geſchehen. 
Das schließt aber das Princip nicht aus, und ich glaube daher, daß wir Alle 
mit Befriedigung dem erneuerten Ausſprechen de ſelben in der Vorlage uns 
anſchließen können. : I 
Meine Herren! Der Bericht der Staatsſchulden⸗Commiſſion rollt uns ein 
erfreuliches Bild unſerer Finanzverhältnifje auf, nach welchem, Alles abge⸗ 
rechnet, im Ganzen nur 150 Millionen bleiben, die von uns zu verzinſen und 

u amortiſiren find, alſo ungefähr eine Jahreseinnahme des Staates. Das 
iſt ein ſo glanzendes Reſultat, wie kein anderer Staat es aufzuweiſen hat, 
und gereicht uns daſſelbe gewiß zur allergrößten Befriedigung. Jetzt aber 
treten wir in viele andere Verpältniſſe ein. Es follen fortan die Staatsſchul. 
den anderer Länder don uns übernommen werden, ebenſo allerdings auch 
deren Einnahmen. Beide Fa 
jenigen Siriegd-Gonteibntinnen, welche von den Staaten, die feindlich gegen 
uns aufgetreten find, erboben 1 ſind theils für den Staatsſchatz, deſſen 
Nothwendigkeit wir wenn A uleb e wieber, erkannt haben, theils zur deckung 
der durch die Grundſteuer⸗ a 8 verurſachten Koſten beſtimmt. Anderer: 
ſeils werden in Folge des! siege Inde ‚grobe Ausgaben an uns herantreten, 
jo namentlich die Koſten. für die di aliden. Wir halten es gewiß Alle für 
eine heilige Pflicht, den Männern, die u unfer Aller Heil ihr Blut auf dem 
Schlabtielve vergoſſen, eine jorgenfreie 1 bereiten. 

Ich will mit allem dieſem nur andeu RL AB 8 0 garen Budgetver⸗ 
hältniſſe eine andere Form annehmen wer ht ab auch in ihnen eine neue 
Aera beginnt. Deshalb ſpreche ich die Be — DaB auch das Herren⸗ 
haus, jo viel an ihm iſt, für Feſtſtellung eine Nas in Budgets mitwirkt, 
en auch in den zeuen Formen unſere alten guten Finanzverhältniſſe 
ortdauern. ; 5 

Herr v. Meding legt den Standpunkt der Commiſſion dar; es 15 Auf⸗ 
gabe geweien, den Conflict beizulegen und da das von Seiten des Abgeord⸗ 
netenhauſes gelungen jet fo dürfe das Herrenhaus nicht zurüdbleiben. Trotz⸗ 

werde von den alten Ueberzeugungen nichts aufgegeben. 
r. b. Bernuth ſpricht feine herzliche Freude aus, daß die Regierung zur 
Verſöhnung die Hand geboten und das Herrenhaus fe, ohne etwas aufzu ⸗ 
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ctoren ſind uns aber noch nicht bekannt. Die⸗ 8 


Siebenundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


geben, annehmen zu konnen glaube, acceptirt die Erklärungen der Regierung 
und hofft, daß ſie ſich erfüllen werden, damit das zur kräftigen Entwickelung 
des Staatslebens nothwendige einheitliche Zuſammenwirken aller 3 Factoren 
der Geſetzgebung hergeſtellt werde. 

Hr. Senfft v. Pilſach erklärt feine Uebereinſtimmung mit Hrn. v. Kleiſt. 

Darauf wird die Generaldebatte geſchloſſen und es nimmt noch das Wort 
Referent Dr. Elwanger, um die Bedenken der Herren v. Kleiſt, v. Meding, 
Senfft zu widerlegen. Das Herrenhaus ſei gerade vermöge feiner bisherigen 
Stellung in der Lage, der 7 zuzuſtimmen. 

Nach Eröffnung der Specialdiscuſſion erklären die Miniſter Gr. v. Itzenplitz 
und zur Lippe, da es zur namentlichen Abſtimmung nicht zu kommen ſcheine, 
daß fie ſich der Stimme enthalten. Ohne Discuſſion werden darauf die ein⸗ 
zelnen Artikel der Vorlage, ihre Einleitung und Titel und ſchließlich die ganze 
Vorlage einſtimmig angenommen. 

Schluß der Sitzung 1 Uhr. Darauf geheime Sitzung. Nächſte Sitzung 
Montag 12 Uhr.. 

O. K. C.) [Die Vorberathung über den außerordentlichen 
Geldbedayf der Kriegs⸗ und Marineverwaltungl ift geſtern Abend 
in einer bis nach 10 Uhr dauernden Sitzung der XII. Commiſſion des Ab⸗ 
geordnetenbauſes zu Ende gebracht. Es wurde zuerſt darüber berathen, ob 
des Staatsſchatzes in dem Geſetzentwurfe Erwähnung geſchehen ſoll. Im 
Entwurfe der Regierung geſchieht das nur in der Auszahlung der zum Kriege 
verwendeten Gelder; auf gleiche Weiſe beſchloß die Commiſſion vom Staats⸗ 
ſchatze Notiz zu nehmen. Die Wiederfüllung des Staatsſchatzes war durch 
die den Commiſſionsmitgliedern zur Information mitgeiheilte Nachweiſung der 
Staatsregierung in die Discuſſion gebracht; es ſollten danach von den Kriegs⸗ 
entſchädigungsgeldern 27% Millionen dem Staatsſchatze zurüderftattet werden, 
jedoch in der Weiſe, daß die Zuſtimmung des Landtages dazu gar nicht er⸗ 
fordert würde. Hierdurch würden die Anſichten derjenigen Mitglieder der 
Commiſſion, welche überhaupt für eine Dotirung des Staatsſchatzes waren, in 
zwei Richtungen getrennt: die Einen wollten in dem Geſetze über die Anleihe 
eine conſtitutionelle Cautel für die Mitwirkung der Landesvertretung bei den 
Einnahmen und eg mt des Staates zulaſſen, die Anderen nur die Summe 
bezeichnen, die dem Staatsſchatze nach dem a zu überweiſen ſei. Die 
Majorität beſchloß, in der Vorfrage von der Füllung des Staatsſchatzes und 
allen Controverſen über ſeine Natur abzuſehen, weil von der Regierung in 
dee ee; keine, ſondern nur wegen einer Anleihe eine Forderung 
geſtellt ſei. 

Aus den weiteren Verhandlungen iſt nur hervorzubeben, daß die Com⸗ 
miſſion ſtatt 60 Millionen 30 Millionen Thaler zur Deckung des 
augenblicklich zu überſehenden Bedürfniſſes für ausreichend hielt und demnach 
die Ausgabe von Schatzſcheinen bis zu dieſer Höhe vorſchlagen wird. Nach 
dem Ankrage des Abg. Hagen ſollten dieſe Scheine auf die im Beſitze des 
Staates befindlichen Eifenbahnactien fundirt werden, doch wurde davon abge⸗ 
ſehen, um die mit der Ausgabe von Schatzſcheinen verbundene Natur der 
ſchwebenden Schuld nicht zu alteriren und ſodann auch, weil das Fundus für 
die Anleihe auf die Actien der weſtjäliſchen Eiſenbahn gerechnet werden müßte, 
über deren Erwerb durch den Stzat noch nichts entſchieden iſt. Auf eine An⸗ 
frage des Referenten erklärte der Commiſſarius des Finanzminiſteriums, daß 
über die Höhe der Appoints der Schatzſcheine zwar noch nichts beſchloſſen ſei, 
eden ne aber wahrſcheinlich für Appoints zu 50, 100 und 500 Thlr. ent: 
ſcheiden werde. 

Bei der Abſtimmung wurden ſodann mit 11 bis 14 Stimmen folgende 
Paragraphen nebſt Einleitung angenommen, deren Redaction vorbehalten iſt. 

nter Verwerfung der Regierungsvorlage vom 28. Juli 1866: „Entwurf 
eines Geſetzes, betreffend den außerordentlichen Geldbedarf der Militär⸗ und 
Marineverwaltung“ folgenden Geſetzentwurf dem Hauſe der Abgeordneten zur 
Annahme N empfehlenn 3 . 

§ 1. Die durch den diesjährigen Krieg gegen Oeſterreich und in Deutſch⸗ 
land entſtandenen außerordentlichen Ausgaben werden, vorbehaltlich der Rech⸗ 
nungslegung, bierdurch nachträglich genehmigt. 

2. Zur Deckung der 8 ($.1), ſowie der während der Fortdauer 
der Kriegsbereitſchaft noch entſtehenden Koſten der Militär- und Marinever⸗ 
waltung hat der Finanzminiſter nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen 
die nltbigen Geldmittel dem Kriegs⸗ und Marineminiſter zu überweisen. 
3. Dieſe Geldmittel ſind zunächſt aus den Kriegscontributionen und 
Kriegsentſchädigungen, demnächſt aus den Beſtänden des Staatsſchatzes, ſowie 
zus den berwendbaren Mitteln der Generalſtaatskaſſe zu entnehmen und im 
Falle des weiteren Bedürfniſſes endlich durch Verwerthung der verfügbaren 
Effecten der Staatskaſſe bereit zu ftellen. 5 

8 Der Finanzminiſter wird ermächtigt, um den Erlös der Außenſtände 
($ 3) rechtzeitig fluͤſſig zu machen, verzinsliche Schatzanweiſungen, längſtens 
auf ein Jahr lautend, bis zur Höhe von 30 Millionen Thalern auszugeben. 
Der Erloͤs dieſer Außenſtände wird zur Zurückziehung reſp. Einlöſung der 
Schatzanweiſungen verwendet. Die Ausgabe der Schatzanweiſungen ift durch 
die Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu bewirken. Ob und in welchem 
Betrage neue Schatzanweiſungen an Stelle der eingelöſten ausgegeben werden 
dürfen, bleibt der Beſtimmung des Staatshaushalksgeſetzes vorbehalten. Die 
gel der Schatzanweiſungen verjähren binnen vier Jahren, die verſchriebenen 

apitalsbeträge binnen dreißig Jahren nach Eintritt des in jeder Schatzanwei⸗ 
fung ausgedrückten Fälligkeitstermins. N 
§ 5. Die zur Verzinſung, ſowie zur Einlöſung der Schatzanweiſungen 
erforderlichen Beträge ſind aus den bereiteſten Staatseinkünften an die Staats: 
ſchulden⸗Tilgungskaſſe abzuführen. 8 
86. Dem Landtage iſt bei der nächſten Zuſammenkunft deſſelben über 
die Ausführung dieſes Geſetzes unter beſtimmter Angabe der Höhe der erwach⸗ 
ſenen Kriegskoſten und der Höhe der eingezogenen, beziehungsweiſe noch zu 
erhaltenden Kriegscontribution oder Kriegsentſchädigungen Rechenſchaft zu 
geben. Soweit die Ausführung alsdann noch nicht erfolgt iſt, iſt die Fort⸗ 
dauer der im § 4 ertheilten Ermächtigung von einer anderen geſetzlichen 
Anordnung abhängig. & 3 k 

Am Montag Vormittag wird die Commiſſion die Formulirung ihres Geſetz⸗ 
entwurfes in der vorſtehenden Geſtalt genehmigen und ſich über die Feſt⸗ 
ſtellung ihres Berichtes an das Haus perſtändigen. Ob die Vorlage noch 
vor der bevorſtehenden Be zur Berathung kommen wird, iſt ſehr 
weifelhaft und unwahrſcheinlich. Die Regierung, die nach ihrer eigenen Aus⸗ 
ſage an Geld keinen Mangel leidet, kann unmöglich Grund zu einer Beſchleu⸗ 
nigung der Creditvorlage haben, die, wie die Dinge jetzt ſtehen, im Umfange 
von 60 Millionen nur don einer kleinen Majorität genehmigt werden würde. 
gi t die 1 5 die Vorlage ein tweilen zurück und ſpart ſie für die 

eſſion im Winter auf, fo iſt das Abgeordnetenhaus, das eine entſchiedene 
meer d für raſche Erledigung feiner Geſchäfte und einen gewiſſen Lakonismus 
in der Discuffion zeigt, mit dem wichtigſten Reſt ſeiner Arbeiten noch vor 
dem 20. d. Mies. fertig. Die Vertagung darf nach Art. 52 der Verfaſſung 
„ohne Zustimmung der Kammern die Friſt von 30 Tagen nicht überſteigen“. 

O. K. G. Die Petitions⸗Commiſſton] beſchäftigte ſich heute mit den 
drei aus der Provinz Preußen eingegangenen Beſchwerden über die Zerreißung 
von Wahlbezirken vor den diesjährigen Wahlen und beſchloß mit 14 gegen 
Stimmen, ibre Ueberweiſung an die e taatsregierung zu empfehlen, wäͤh⸗ 
rend die Minorität ſich mit einer motivirten Tagesordnung begnügen wollte. 
Ein Abgeordneter aus dem Großherzogthum Poſen ſprach ähnliche Beſchwer⸗ 
den aus ſeiner Provinz mit dem Bemerken aus, daß die Zerreißung der 
Wahlbezirke von weſentlichem Einfluß auf die diessäbrigen Wahlen geweſen 
und daß man in ſeiner Provinz die Hoffnung auf Remedur aufgegeben habe; 
denn auch von der Einwirkung des Abgeordnetenhauſes, deſſen Beiſtand die 
Regierung nur acceptire, wenn es ihr paſſe und fie ihn brauche, erwarte 
man keine Beſſerung; hoffentlich werde ſich das in Zukunft ändern. Der 
Vertreter der Regierung, Abg. Graf zu Eulenburg, verwahrte ſich lebhaft 
dagegen, daß diejelbe auf die Mitwirkung der Landesvertretung nur mit Aus: 
wahl Werth lege, und bemerkte, daß ſie auch in Zukunft, wie bisher, nach 
Recht und Geſetz verfahren werde. ee 

0, K. C. [Die befondere Commiſſion des Abgeordneten: 
baufes für das Invalidengeſetz] bat an der Vorlage der Regierung 
mit Zuſtimmung ihres anweſenden Vertreters, des Major v. Kirchbach, in 
ihren beiden Sitzungen vom 6. und 8. d. M. folgende wichtige Aenderungen 
beſchloſſen: fie hat im § 4, der von den Wittwen, und im $ 5, der von den 
Kindern handelt, die Worte „nach Maßgabe des Bedürfniſſes“ und „im Fall 
des Bedlürfniſſes“ zu ſtreichen beſchloſſen. damit die ſchwierige Unterſuchung 
der Bedürfnißfrage für jeden einzelnen Fall ein für alle Mal ausgeſchloſſen 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20 Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſlellungen auf die Zeitung welche 5 und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 10. September 1866. 


und die Unterſtützung des Staates unter allen Umſtänden den Betreffenden 
geſichert werde; von den feltenen Ausnahmen, daß für Wittwen und Waiſen 
aus ihrem a geſorgt ſei, müſſe man abſehen. Außerdem ber 
zweckten mehrere Amendements zu § 4 eine erhebliche Ausdehnung des Kreſſes, 
auf den das Invalldengeſetz zutreffen ſoll: es ſollen nicht nur die Wittwen 
„der an vor dem Feinde erlittenen Verwundungen geſtorbenen Offiziere“, ſon⸗ 


dern auch die Wittwen derer bedacht werden, welche an Epidemien, Seuchen, 


auf den Märſchen, in Lazarethen u. ſ. w. den Tod gefunden haben und zwar 
bis zum Tage der Demobilmachung. Der Vertreter der Regierung war nicht 
ermächtigt, ſich über dieſe Erweiterung des Geſetzes, die einen ſehr beträcht⸗ 
lichen Mehraufwand erheiſchen würde, zu äußern und, bis dies geſchehen 
könne, beſchloß die Commiſſion, die Abſtimmung über die ihr vorgelegten An⸗ 
träge zu vertagen. Von verſchiedenen Seiten wurde ausgeführt, daß ber 
jetzige Moment unmittelbar nach einem glücklich geführten Kriege und nach⸗ 
dem der Regierung ſoeben Indemnität ertheilt worden, am beſten geeignet 
ſei, dieſe Angelegenheit endlich einmal gründlich, mit freigebiger Hand und fo 
zu ordnen, wie es das Land den Familien der Gefallenen ſchuldig ſei. Koſt⸗ 
ſpielig werde das allerdings fein, aber an das fiskaliſche Int reſſe dürfe das 
bei nicht gedacht werden. Werde daſſelbe empfindlich dabei berührt, fo werde 
das die gute Folge haben, daß die Regierung das Lazarethweſen fo ſorgfältig 
als möglich einrichten werde, da ſie alle Mängel deſſelben ſpäter reichlich be⸗ 
eben müſſe. Die Claſſe der Aerzte iſt ſelbſtverſtändlich in den § 4 mit ein⸗ 
begriffen. 

5 K. 2 [Die vereinigten Commiſſionen für Handel und 
Juſtiz] des Abgeordnetenhauſes hielten heute Vormittag eine Sizung, um 
über die vom Herrenhauſe herübergekommene Vorlage, das Wuchergeſetz 


bꝛtr., zu beratben. — Das Staatsminiſterium war vertreten durch die Reg. 


Commiſſarien Geh. Rath Eck, Noah, Schumann und . 

Zu Referenten wurden ernannt von Seiten der Handels⸗Commiſſion Ab⸗ 
geordneter Graf Renard, von Seiten der Juſtiz⸗Commiſſion Abg. Rohden. 

Ref. Abg. Graf Renard ſtellte nach einem ausführlichen Bericht, in dem 
er ſich für die Nothwendigkeit des Wegfalls aller Zinsbeſchränkungen 
ausſprach, die Anträge: - 

1) der Verordnung vom 12. Mai 1866 über die vertragsmäßigen Zinſen 
die nachträgliche Genehmigung zu ertheilen: 2) einen beſonderen Geſetzent⸗ 
wurf anzunehmen, dem die Verordnung vom 12. Mai zu Grunde zu E 
ſei, jedoch mit der Modification, daß im § 1 der Verordnung die Worte „für 
Darlehne, zu deren Sicherheit nicht unbewegliches Eigenthum verpfändet 
wird“, ebenſo wie Alinea 2 dieſer Verordnung zu ſtreichen; § 2 zu belaſſen; 
im § 3 ſtatt der Worte „werden durch dieſes Geſetz nicht geändert“, zu 
ſetzen: „werden aufgehoben“, — An des Geſetz ſolle dann die Reſolulion 
des Herrenhauſes, betr. die Verbeſſerungen der Hypotheken inrichtungen, ange⸗ 
ſchloſſen werden. 0 

Corref. Abg. Rohden ſprach ſich ebenfalls für den Wegfall aller Zins⸗ 
beſchränkungen aus, . ) 
über für beſſer, die Verordnung vom 12. Mai auch ohne die vorgeſchlagenen 
Aenderungen fortbeſtehen zu laſſen, da hierzu das Herrenhaus moͤglicherweiſe 
noch ſeine Zuſtimmung geben werde; die gänzliche Beſeitigung der Beſchrän⸗ 
kungen könne man dann ja der Zukunſt überlaſſen. 

Abg. Dr. Hammacher ſtellte den Antrag: 

1) der Verordnung die nachträgliche Genehmigun 

2) die Staatsregierung aufzufordern, baldmöglichſt 

legen, wodurch : + 
a) die Zinsbeſchränkungen im Allgemeinen aufgehoben; 
b) das Hypothekenrecht und die Hypothekenerdnung reformirt wird. 

Abg⸗ Dr. Simſon ſchließt ſich dem Antrage des Abg. Hammacher an, 
indem er ausführt, daß, da eine octroyirte Verordnung nach Art. 63 der 
Verfaſſung vorliege, lediglich dieſe Verordnung der Beſchlußfaſſung des Hauſes 
unterliege und man ſich deshalb mit dem Beſchluſſe des Herrenhauſes nicht 
zu befaſſen habe. 

Abg. v. Kirchmann meint, daß zwar der betreffenden Verordnung die 
Genehmigung zu ertheilen ſei, hält dies aber im Ganzen für überflüſſig, da 
* ven Beſchluß des Herrenhauſes die Verordnung als gefallen zu erach⸗ 
ten ſei. 

Abg. Dr. John⸗Labiau tritt der Anſicht de? Abg. Simſon bei, daß 
der Beſchluß des Herrenhauſes ganz zu ignoriren ſei. 0 

Abg. Dr. Hammacher widerſpricht dem Antrage des Referenten Graf 
Renard, weil es in dieſem Augenblicke unmöglich ſein werde, vom Herren⸗ 
hauſe die Genehmigung zur gänzlichen Aufhebung der Zinsbeſchränkangen zu 
erreichen, die Verordnung in ihrer gegenwärtigen Geſtalt aber ſchon manches 
Segensreiche enthalte und zur Folge haben werde; auf der anderen Seite ſei 
es aber doch möglich, daß das Herrenhaus auf den Antrag der Regierung 
ſich nochmals an die Berathung begeben und die Verordnung genehmigen 
werde 

Regierungs⸗Commiſſar Eck erklärt, daß die Regierung keineswegs peinci⸗ 
piell der gänzlichen Beſeitigung der Zinsbeſchränkungen widerſtrebe; allein es 
ſei ſichtlich vorläufig beim anderen Factor nicht mehr zu erreichen. 

Abg. Elven hält durch den Beſchluß des Herrenhauſes die Verordnung 
als bereits gefallen und daher nicht mehr für disputabel; event. meint er, 
daß, wenn das Herrenhaus ſchließ ich doch der Genebmigung der Verordnung 
beitrete, dadurch der allſeitige Wunſch und das Bedürfniß der Beſeitigung 
aller Zinsbeſchränkungen doch ſobald nicht erfüllt werde, weil die Aenderung 
eines Geſetzes nicht leicht herbeizuführen ſei. Er beantragt daher principaliter 
die Verwerfung der Verordnung, event. die Annahme des Amendements 
Hammacher. 6 l - 

Reg⸗Commiſſar Friedberz bittet Namens der Staatsregierung, die 
Verordnung einfach zu genehmigen. 

Es wurde ſodann Antrag 1 des Referenten Graf Renard, „der Ver⸗ 
ordnung die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu geben“, einſtimmig ange⸗ 
nommen. — Nachdem der Referent feinen zweiten Antrag, betreffend den 
Entwurf einen neuen Geſetzes mit den oben angegebenen Modificationen 
urückgezogen, wird das Amendement Hammacher mit einer kleinen Modi⸗ 

cation angenommen. Se 

Schließlich wurde auch noch ein dritter Antrag des Abg. Hammacher: 

„dem vom Herrenhauſe am 5. d. M. beſchloſſenen Geſetz⸗Entwurf in dieſer 
Sache die Zuſtimmung zu verſagen“, einſtimmig angenommen. 

Der Abg. Graf Renard wurde ſodann auch als Referent für das Ple⸗ 
num beſtätigt und mit ſchriftlicher Berichterſtattung beauftragt. 

O. K. C. [Die Commiſſionen für Handel und Finanzen] ber 
ſchloſſen geſtern mit allen gegen 6 Stimmen: 1) die nachträgliche Genehmi⸗ 
gung der Verordnung vom 18. Mai d. J., betr. die Darlehnskaſſen, nicht 
zu ertheilen; 2) einen beſonderen Geſetzentwurf des Inhalts anzunehmen: 

„Der Staatsregierung wird für die Verordnung vom 18. Mai Indem⸗ 
nität ertheilt; die Kaſſen find bis zum 30. September d. J. zu ſchließen, 
ſo daß von dieſem Tage an Darlehne nicht mehr gewährt werden; die Rechts⸗ 
bandlungen der Darlehnskaſſen unterliegen keiner Anfechtung aus dem 
Grunde der Nichtgenehmigung der Verordnung, die Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheine werden nach Maßgabe der Rückzahlung der ausgegebenen Darlehen 
eingelöſt; vom 30. Juni 1867 ab werden die Kaſſenſcheine nur noch zur Em⸗ 
(öfung bei gewiſſen dom Finanzminiſter zu bezeichnenden Kaſſen angenommen; 
bis dahin haben fie Cours bei allen öffentlichen Kaſſen. . 
85 Regierungs⸗Commiſſar Wollny erklärte ſich mit den Beſchlüſſen ein⸗ 
verſtanden. 


Berlin, 8. Septbr. [Amtliches] Se. Majeſtät der König hat dem 
Kronprinzen, königl. Hoheit, General der Infanterie und Oder⸗Beſehlsha⸗ 
ber der 2. Armee, den Orden pour le merite mit Eichenlaub; dem Prinzen 
Carl von Preußen, königliche Hoheit, General⸗Feldzeugmeiſter und Chef der 
Artillerie, dem Prinzen Albrecht von Preußen, königliche Hoheit, General 
der Cavallerie und commandirendem General des Cavallerie⸗Corps der erſten 
Armee, dem Prinzen Adalbert von Preußen, königliche Hoheit, Admiral 
und Oberbefehlshaber der Marine, dem Großherzog don Mecklenburg⸗ 
Schwerin, lönigliche Hobeit, General der Infanterie und commandirendem 
General des 2. Reſerve⸗ Corps, und dem General der Cavallerie, Prinzen 
Auguſt von Würtemberg, königliche Hobeit, commandirendem General 
des Garde⸗Corps, den Orden Pour le mérite, ſowie dem Prinzen Alexander 
von Preußen, königliche Hoheit, General der Infanterie, den rothen Adler⸗ 
Orden dritter Claſſe mit Schwertern verliehen. 3 

Se. Majeftät der König hat den Bergaſſeſſor Siemens zu Halle a. S. 


zu ertheilen; 
Geſetzentwürfe vorzu⸗ 


bielt es aber dem anderen Factor der Geſetzgebung gegen⸗ 


en an ed ee hir eye aha reset Nie etw rer Derek ger er et 


— 


um Ober:Bergratb ernannt. — Der zum evangeliſchen Pfarrer in Groß⸗ 
oſenberg berufene ſeitherige Superintendent in Wittenberg, Dr. Schapper, 
iſt zum Superintendenten der Dibceſe Calbe a. S. ernannt worden. 

Berlin, 8. Septbr. [Se. Majeſtät der König) empfingen 
heute die Vorträge des Militär⸗ und Civil⸗Cabinets, ſowie des Miniſters 
der geiſtlichen Angelegenheiten. Vorher hatten Allerhöͤchſtdieſelben der 
Stabswache des großen Hauptquartiers, welche im Hofe des königlichen 
Palais aufgeſtellt war, Lebewohl geſagt und die größte Zufriedenheit 
mit ihren Leiſtungen während des Feldzuges ausgeſprochen. Heute findet 
ein größeres Diner bei Sr. Maieflät ſtatt, zu dem Ihre kgl. Hoheiten 
der Kronprinz und der Prinz Auguſt von Würtemberg, der General: 
Major v. Stoſch, der Generalarzt v. Langenbeck, der Stab des Gene⸗ 
ral⸗ Commandos vom Garde⸗Corps und die Offiziere der Stabswache 
des großen Hauptquartiers Einladungen erhalten baben, 

[Ihre Majeſtät die Königin] traf geſtern Nachmittag in Ba⸗ 
den ein und empfing ſpäter den Abſchiedsbeſuch Ihrer königl. Hoheiten 
des Großherzogs und der Großherzogin bei deren Abreiſe nach der 
Inſel Mainau. (St.⸗Anz.) 

[Der König.] Es erhält ſich die Nachricht, daß Se. Maj. der 
König nach den Siegesfeierlichkeiten noch eine Erholungsreiſe in ein 

Seebad unternehmen wollte. 

[Das Erſcheinen einer umfaſſenden Amneſtie] am Tage 
des Einzuges der Truppen ſoll keinem Zweifel mehr unterliegen. 

[Der Miniſter⸗Präſident Graf v. Bismarckf hatte heute 
Nachmittag 2 Uhr einen längeren Vortrag bei Sr. k. H. dem Kronprinzen. 

[Die Mitglieder des Staatsminiſteriums] (raten heute 
Mittag 12 Uhr im auswärtigen Miniſterium zu einer vertraulichen Be⸗ 
ſprechung zuſammen. 

[Der Miniſter⸗Präſident Graf Bismarckf gab heute ein 
Diner, zu welchem geladen waren die Miniſter v. d. Heydt, Graf 
Eulenburg, Graf Lippe, v. Roon, v. Selchow, Graf Itzen⸗ 
plitz, das Präſidium des Abgeordnetenhauſes, die Abgg. v. Unruh, 
Tweſten, Löwe⸗Calbe, Michaelis ac. 

[Die Verhandlungen in der heutigen geheimen Sitzung des 
Herrenhauſes! haben fi, wie wir hören, auf die Angelegenheit des Grafen 
Weſtphalen ſowie auf einen Antrag bezogen, gegen eine hieſige und eine aus⸗ 
wärtige Zeitung den Antrag auf gerichtliche Verfolgung wegen Beleidigung 
des Herrenhauſes bei der Staatsanwaltſchaft zu ſtellen. Wie wir hören, ſind 
die beiden letzteren Anträge abgelehnt worden. N. A. Z. 
[IDankſchreiben.] Mit Besug auf die feiner Zeit erwähnte Schenkung 
von 50 Tonnen rohes Eis (= 110,000 Pfd.), welche im Juli d. J. vom 
Conſul der Vereinigten Staaten in Hamburg dem preußiſchen Kriegsminiſte⸗ 
rium für die Lazarethe der Armee zur Verfügung geſtellt und auf Anordnung 
der Letzteren nach und nach abgeliefert wurden, iſt außer einem verbindlichen 
Anerkennungsſchreiben Seitens des Kriegsdepartements auch von dem Mini⸗ 
ſterpräſidenten Grafen v. Bismarck ein ſpecielles Dankſchreiben an den hieſi⸗ 
gen Geſandten der Vereinigten Staaten, Gouverneur G. A. Wright, gerichtet 
worden. Es iſt darin die außerordentliche Wohlthat hervorgehoben, welche 
durch dies zum großen Theil von amerikaniſchen Bürgern aufgebrachte Ge⸗ 
ſchenk unſeren verwundeten Kriegern bereitet werden konnte, und ſchließt daſ⸗ 
ſelbe mit den Worten: Es gereicht mir zur angenehmen Pflicht, den Ausdruck 
meines tiefgefühlten Dankes hinzuzufügen für die lebhafte Sympathie, die 
Bürger der Vereinigten Staaten für unſeren Kampf bethätigt haben, einen 

Kampf, der für die Vertheidigung unſerer Heimſtätten unternommen, mit 
Gottes Segen für Deutſchland die Bedingungen nationalen Lebens und für 
Europa die eines dauerhaften Friedens herbeiführen wird. 

[Zum Empfange der hannoverſchen Deputation! ſchreibt 
die „Nordd. A. Ztg.“: Es haben ſich mehrfach Stimmen in der 
Preſſe mit Verwunderung darüber geäußert, daß der bekannten Depu⸗ 
tation aus Hannover überhaupt eine Audienz gewährt worden. Man 
würde ſehr irren, wenn man aus dem Empfange dieſer Deputation den 
Schluß ziehen wollte, als habe die Regierung dieſe Deputation als die 
Repräſentanten der öffentlichen Meinung in Hannover angeſehen. Aus 
ſolcher Rückſicht iſt dieſelbe gewiß nicht zur Audienz zugelaſſen worden. 
Es war ſehr nothwendig, gerade der Partei gegenüber, welche in Han⸗ 
nover von jeher ſich Preußen abgeneigt gezeigt und die noch in der 
letzten Seffion der hannoverſchen Kammern den Anträgen, welche Rück⸗ 
ſicht auf Preußens Macht und Stellung nahmen, mit all ihrem Ein⸗ 
fluß entgegengewirkt hat, die königliche Willensmeinung in entſchieden⸗ 
ſter Weiſe auszuſprechen, damit es überall kund werde, daß der Beſchluß 
Sr. Majeſtät des Königs in Bezug auf die Zukunft Hannovers wie 
der anderen in Folge des Krieges mit Preußen vereinigten Länder un⸗ 
widerruflich feſtſtehe. , 

Deutſchlan d. 
Leipzig, 7. Sept. 


Journal der ſächſiſchen Regierung) unverändert reproducirt: „Nicht ge⸗ 
ringe Befremdung hat in unſerer Stadt der Friedensſchluß Oeſterreichs 
mit Preußen erregt, weil derſelbe Oeſterreich nun jedes Mittels beraubt 
hat, ſeinen Einfluß für Sachſen geltend zu machen. 
uns genau die Gefühle, die Oeſterreich bewegen, ſchnell zum Frieden zu 
kommen, der ja ſeinen Ländern die große Laſt der Einquartierung und 
Verpflegung von Tauſenden von Kriegern abnimmt; aber daß hierbei 
die Rückſicht auf Sachſen ganz außer Frage kam, iſt denn doch ein 
Bischen ſtark. Das alte Wort „Dank vom Hauſe Oeſterreich“ kommt 
hier wieder recht zu Ehren, denn es liegt auf der Hand, daß unſerem 
Friedensbevollmächtigten ein bedeutender Rückhalt zur Durchſetzung der 
flür uns unumgänglich nothwendigen Lebensbedingungen genommen wurde, 
als Oeſterreich ſeine 20 Millionen Thaler Kriegscontribution zahlte, als 
ein Friede nach dem andern abgeſchloſſen wurde, als ſogar Heſſen⸗Darm⸗ 
fladt mit Preußen Frieden machte und eigentlich nur noch zwiſchen 
Slachſen und Preußen Kriegszuſtand herrſcht. Unſerem Volke hat ſich 
die Erfahrung, welche wir mit dieſem Oeſterreich in dieſem Kriege und 
nach demſelben gemacht haben, unauslöſchlich eingeprägt.“ (Die Reue 
kommt zu ſpät. D. Red.) 

Hamburg, 6. Sept. [In der geſtrigen Sitzung der Bür⸗ 
gerihaft] kam ein dringlicher Antrag des Senats in Betreff der 
Dotirung des diplomatiſchen Poſtens in Berlin zur Verhandlung. Der 
Senat beantragt die früher als perſönliche Zulage für den derzeitigen 
Herrn Vertreter bewilligte Gehaltserhöhung auch für die Zukunft fort⸗ 

beſtehen zu laſſen. Dieſer Antrag wurde namentlich von der linken 
Seite des Hauſes bekämpft. Herr S. Hertz bemerkte, es ſei fraglich, 
ob man in Zukunft einen hanſeatiſchen und nicht vielmehr einen ham⸗ 
burgiſchen Vertreter, ſodann aber, ob man überhaupt einen Miniſter⸗ 
Reſidenten nach Berlin zu ſchicken haben werde, da durch das neue 
Bündniß Hamburg — und zwar, wie er glaube, zu ſeinem Heile — 
in dem Kitzel, Großſtaat zu ſpielen, auf das allerbeſcheidenſte Maß zu⸗ 
rückgewieſen werde. Ein Senator werde am geeignetſten ſein, uns in 
Berlin zu vertreten, und es empfehle ſich das auch aus dem Grunde, 

weil der Senat durch den Eintritt Hamburgs in den norddeutſchen Bund 
wahrſcheinlich an Beſchäftigung verlieren werde. Die alten Verhäͤltniſſe 
ſeien aufgelöſt. Der Bundestag exiſtire nicht mehr; Hamburg ſei nicht 
mehr, wie es in der Verfaſſung heiße, ein Theil des deutſchen, ſondern 
des norddeutſchen Bundes und demgemäß müßten neue Einrichtungen 
geſchaffen werden. Der Senatsantrag wurde alsdann in Folge eines 
vermittelnden Vorſchlags zunächſt an eine beſondere Commiſſion gewieſen. 


re 
pPeſth, 7. Sept. [Pulszky.] Das Leichenbegängniß der Gattin 
und * Tochter Pulszky's hat heute Nachm. 4 Uhr unter außerordent⸗ 


* 


4 


[Zur Stimmung.] Die „Dresd. Nachr.“ 
(ein von der ſächſiſchen Regierung oft benutztes Localblatt) bringen fol⸗ 
genden A tikel „aus Leipzig“, den die „Leipz. Zeitung“ (das officielle 


Man begreift bei. 


die türkiſche Armee gegen die Inſurgenten, welche, in 3 Lager getheilt, 
ſich zum Kampfe vorbereiten. Die Miſſton Muſtapha Paſcha fol ge: 
ſcheitert fein, weil die Inſurgenten auf den Steuernachlaß nicht ein⸗ 
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licher Theilnahme der Bevölkerung ſtattgefunden. 


Pulszky fuhr mit 
ſeinem Sohne Garibaldo im geſchloſſenen Fiaker. Er reiſt morgen 
nach Wien. - i 

Lemberg, 7. Sept. [Feuersbrunſt.] Laut hier eingelangtem 
Privat⸗Telegramme iſt heute Nacht in Czernowitz ein großer Brand 
ausgebrochen. Zwölf Gebäude, darunter das Landesgericht, die römiſch⸗ 
katholiſche Kirche und das Gebäude der Hauptkaſſe find bereits abge⸗ 
brannt. Die Löſchung iſt durch Waſſermangel erſchwert. 


** Breslau, 10. September. [Unglücksfall.] Nach Ankunft 
des am geſtrigen Sonntag früh 3 Uhr auf dem Oberſchleſiſchen Bahn: 
hofe hier eingetroffenen Militär⸗Trains überſchritt der Hauptmann 
Biltroth, von der Ingenieur⸗Inſpection des 1. Oſtpreußiſchen Pionnier⸗ 
Bataillons, das Schienengeleiſe, um ſich nach dem Speiſeſaale des Re⸗ 
ſtaurationsgebäudes zu begeben. Hierbei ereignete fi der hoͤchſt be 
klagenswerthe Unglücksfall, daß dieſer Offizier unter dieſelbe Locomotive 
gerieth, welche ſoeben den Zug überbracht hatte und die, um 
friſches Waſſer einzunehmen, auf einem der Nebengeleiſe langſam ab⸗ 
fuhr. Der Locomotivführer, konnte bei der herrſchenden Dunkelheit 
Niemanden erblicken, und erſt als er ein lautes Wimmern vernahm, 
hielt er ſogleich die Maſchine an. Hauptmann Billroth war von 
der Locomotive erfaßt und auf das Schienengeleiſe geſchleudert worden, 
wobei ihm der rechte Arm 2 Mal abgefahren wurde, der Unterarm 
mit der Hand lag abgetrennt zwiſchen den Schienen. Der Unglückliche 
wurde ſogleich nach dem Kloſter der barmherzigen Brüder getragen. 
Sein Zuſtand iſt um ſo Beſorgniß erregender, als er auch noch einige 
Contuſtonen am Kopf und an der Bruſt erlitten hat. | 

EA Geſtern Nachmittag entftand in dem Haufe Hin⸗ 
terhäuſer Nr. 5 Baba euersgefahr, daß in einer Küche des 1. Stockwerks 
der unter dem Heerde liegende Balken nebſt Einſchubdecke in Brand gerathen 
— Die herbeigeholte Feuerwehr beſeitigte in kurzer Zeit jede weitere 

efahr. 75 
= Am 8. Sept. find polizeilich angemeldet worden als an der Chole ro 
erkrankt 62, als daran geſtorben 41 und als geneſen 12 Perſonen. 
$$ Grafenort, 9. Sept. Dem Vernehmen nach haben ſich die 
Marſchdispoſitionen beim 6. Armeecorps zum Theil geändert. Das 


Generalcommando mit den verſchiedenen Branchen, Intendantur, 
Feldpoſtamt, Corps⸗Keiegskaſſe ꝛc, wird nämlich, neuerlichen 9 


Befehlen zufolge, am 12. (Mittwoch) von Frankenſtein aus, wo es 

11. bereits eintrifft, per Extrazug nach Breslau befördert und dürfte 
bald nach Ankunft des erſten Freiburger Zuges, alſo gegen 10 Uhr 
Vormittags, dort eintreffen. — Die Ankunft der Truppen erfolgt nach 
der urſprünglichen Beſtimmung am 18. d. M. — Wie wir hoͤren, iſt 
die Kapelle des 3. Niederſchleſ. Infanterie⸗Regiments Nr. 50 auf einige 
Tage nach Breslau beurlaubt und trifft ebenfalls [don am 12. d. M. 
in Breslau ein, um am 13., 14., 15. und 16. Abſchieds⸗Concerte Rz: 
der Leitung ihres bewährten Kapellmeiſters Walther zu geben. — In 
Glatz iſt heute Mittag unter großen Feſtlichkeiten das 2. Bataillon des 
4. Niederſchleſ. Infanterie⸗Regiments Nr. 50 eingerückt. f 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Hamburg, 9. Sept. Wie der „Hamburger Correſpondent“ ver⸗ 
nimmt, wurde Seitens des königl. preußiſchen Kriegsminiſteriums dem 
Senate Mittheilung, daß die Rückkehr der Truppen des hamburgiſchen 
Contingents angeordnet worden iſt. Der Zeitpunkt ihres Eintreffens 

iſt noch unbekannt. | 
Paris, 9. Sept. Der „Moniteur“ bringt Nachrichten aus Me⸗ 
rico vom 30. Auguſt. Durch dieſelben wird beſtätigt, daß die mexica⸗ 
niſche Garniſon am 1. Auguſt Tampico dem Feinde überliefert hat. 
Der franzoͤſiſche Theil der Beſatzung verließ den Platz unter ehrenvoller 
Capitulation und traf am 10. Auguft in Vera⸗Cruz ein. Die Anwe⸗ 


ſenheit des Marſchalls Bazaine in S. Luis⸗Potoſt hat zum beſoaderen 


Zweck, die von jetzt an den mexicaniſchen Truppen anvertraute Verthei⸗ 
digung der Grenzen auf neuen Grundlagen zu regeln und ſo die Heim⸗ 
kehr der franzoͤſiſchen Regimenter vorzubereiten. 
Marſeille, 9. Sept. Aus Athen wird gemeldet: Der Paſcha 
von Epirus wollte die Chriſten feines Bezirkes zwingen, ein Treuegelöb⸗ 
niß an den Sultan zu unterzeichnen. In Folge deſſen ſind 40 Dorf⸗ 
ſchaften von ihren Einwohnern verlaſſen worden. Die Flüchtigen zogen 
ſich in die Berge zurück und proclamirten ihre Unabhängigkeit. 
Florenz, 9. Sept. 


Documente verlangt. 


London, 8. Sept. „Reuters Office“ veröffentlicht eine Depeſche 


aus Newfoundland, datirt Sonnabend 2 Uhr 22 Minuten Nachmittags, 
welche die Ankunft des „Great Eaſtern“ im Hafen meldet. 

Bukareſt, 8. Sept. Fürſt Carl iſt von feiner Reife in die Mol: 
dau geſtern Abend im beſten Wohlſein hier wieder angelangt. 

Trieſt, 8. September. Aus Athen den 1. September wird ge⸗ 
meldet: Die griechiſche Regierung beantwortete zwei Noten der türkiſchen 
Geſandſchaft dahin, daß ihr die Gonfitution verbiete, ſowohl gegen die 
Preſſe als gegen die Natiogalgarden candiotiſcher Nationalität, die ihren 
Landsleuten zu Hilfe eilten, irgend welche Zwangsmaßregeln zu er⸗ 
greifen. Man befürchtet deshalb den Abbruch der, diplomatiſchen Be⸗ 
ziehungen mit der türkiſchen Regierung. 

Die Generale Smolensk, Piſſar, Spiromilions find mit der Unter: 
ſuchung des Zuſtandes der Armee, event. mit weiteren Vorbereitungen 
beauftragt. 

Aus Konſtantinopel den 1. September wird gemeldet, daß 
Omer Paſcha ſich zur Inſpection nach Bosnien und der Herzegowina 
begeben habe. 

Nach Mittheilungen aus Candia vom 30. Auguſt demonſtrirte 


gingen und Vereinigung mit Griechenland verlangten. 


7 
Sproc. Rente “ 
Neue Ruſſen 90 
0. d. gemeldet: 
t den Discont 


bahn 191, 30. 
Nachm. 2 Uhr 30. Min. 


180, 
2 Matt, 
br., 1860er Looſe 63%. Amen 


Die „Nazione“ veröffentlicht einen Brief des 
Präſidenten des Inſtituts der Wiſſenſchaften zu Venedig an den General 
Menabrea, worin erſterer die Rückſtellung der nach Wien geſchafften 


Neue 4 innl. Pfandbriefe — 6% Verein, St⸗Anl. pro 1882 75%. 
1 ante 8 8 „Credit⸗Actien 148. Darmſt. Bank⸗A 
4 B. taats⸗Eiſenbahn⸗Actien —. Oeſterr. Eliſabetbahn 


Hamburg, 8. Sept., Nachm. 2 Uhr 
Kieler Eiſenbah 


100 Ko. 

2 8. Septbr., Nachmittag 3% Uhr. Rübol pr. September 99, 00, 
pr. October⸗Dezember 99, 50, pr. Januar⸗April 100, 50. Mehl pr. Septem⸗ 
ber 64, 50, pr. November⸗Dezember 66, 50. Spiritus pr. October⸗Dezem⸗ 
ber 57, 00. 


[Breslauer Börſe vom 10. Septbr.] [Schluß Courſe.] 1 Ubr 
Nachmittags. Ruſſiſch Papiergeld 76% Br. Oeſterr. Banknoten 79 Br. 
Schleſ. Rentenbriefe 93 Br. Schleſ. Pfandbriefe 88 Br. Oeſterr. National⸗ 
Anleihe — Freiburger 137 Br. Neiſſe⸗Brieger —. Oberſchleſ. Litt. A, 
und G. 166% Gld. Wilhelmsbahn 52 Br. Oppeln⸗Tarnowitzer 76 Br. 
Deſterreich. Creditbank⸗Actien 62% Br. Schleſ. Bant⸗Verein 112 Br. 

Looſe —. Amerikaner 76% Gld Warſchau⸗Wiener 59 bez. 


54 Br. . 
I Breslau, 10. Septbr. eiſe der Cerealien. 


Minerva 


j der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
sc “en — ordin. fein mittel ordir. 
; weißer 7880 76 72—74| Roggen, neuer. 52—53 51 48—50 
ns alter 7780 74 6872| Gere 3—45 41 38-40 
do. do. neuer 73—75 71 68—70 715 se 25—20 24 22—23 
Roggen, alter. 55 54 53 en 60—62 56 50—53 


Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellun 
. der Marktpreiſe von Raps und Rübſen. 

196 186 173 

178 168 158 


— — 


pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 


Berliner Börse vom 8, Nepibr. 1866. 


Tonds- und Geld-Course. 


Eisenbabn-Stamm-Aotion. 
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Breslau, 10. S N hohen jüdiſ 
. September. Wegen des jüdiſchen Feſttages war 
annace derte am heutigen Markte leblos und ſind Preiſe nur nominell 


Weizen war vernachläſſigt, 
80 Sgr feinſte Sorte Bau ar. 


Sorte über Noti bezahl 


pr. 85 
über Notiz bezahlt, gelber neuer 70—76 Sgr. 


dei Rapskuchen behauptet, 42—44 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau 


Pfd. ſchleſiſcher neuer weißer 72 — 


einſte Sorten über Notiz bezahlt. — Schlag: | 
44 Sr. vr. Ci. 


